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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Achtes Gesetz zur Änderung  
des Polizeigesetzes  

des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

 Achtes Gesetz zur Änderung  
des Polizeigesetzes  

des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

Artikel 1 
 
Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 
2023 (GV. NRW. S. 1394) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:  
 

 Artikel 1 
 

Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 
2023 (GV. NRW. S. 1394) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:  

 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-

gabe zu § 24a folgende Angabe einge-
fügt: 

 
„§ 24b Weiterverarbeitung zu IT-Ent-
wicklungszwecken“. 

 

 1.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

2. § 8 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung sind solche, die im Höchstmaß mit 
einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Jahren bedroht sind. Besonders 
schwere Straftaten sind solche, die im 
Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr 
als fünf Jahren bedroht sind.“ 

 

 2.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

3. § 16 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 16 
Schutz des Kernbereichs privater  

Lebensgestaltung bei der Datenerhe-
bung mit besonderen Mitteln 

 
(1) Eine Datenerhebung zum Zweck der Er-
langung von Erkenntnissen, die nach ihrem 
Inhalt oder nach den Umständen ihrer Erhe-
bung dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen sind, ist unzulässig. 
Gleiches gilt, wenn sich bis zum Beginn der 
Maßnahme tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass durch sie voraussichtlich al-
lein Erkenntnisse aus dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung erlangt werden 

 3.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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würden. Der Kernbereich umfasst auch das 
durch das Berufsgeheimnis geschützte Ver-
trauensverhältnis zu den in den §§ 53 und 
53a der Strafprozeßordnung genannten Be-
rufsgeheimnisträgern.  

 
(2) Soweit möglich, ist technisch oder auf 
sonstige Weise sicherzustellen, dass Er-
kenntnisse aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung nicht erlangt werden. Erge-
ben sich während der Durchführung einer 
Maßnahme tatsächliche Anhaltspunkte da-
für, dass der Kernbereich privater Lebensge-
staltung betroffen ist, ist die Maßnahme un-
verzüglich zu unterbrechen; hiervon darf nur 
abgesehen werden, wenn und solange eine 
Unterbrechung absehbar zu einer erhebli-
chen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit der 
mit der Datenerhebung betrauten Person 
führen oder ihren weiteren Einsatz oder ihre 
künftige Verwendung vereiteln oder wesent-
lich erschweren würde.  
Die Erhebung darf fortgesetzt werden, wenn 
zu erwarten ist, dass die Gründe, die zur Un-
terbrechung geführt haben, nicht mehr vor-
liegen. In den Fällen des Satzes 2 ist die an-
ordnende Stelle über den Verlauf der Maß-
nahme unverzüglich zu unterrichten. Liegen 
die Voraussetzungen der Anordnung nicht 
mehr vor, so hat sie den Abbruch der Maß-
nahme anzuordnen. Bestehen die Anord-
nungsvoraussetzungen fort, liegt aber ein 
Fall von Satz 2 Halbsatz 2 vor, hat sie die 
Kernbereichsrelevanz des Einsatzes im 
Ganzen erneut zu prüfen und unter Würdi-
gung aller Umstände über dessen Fortset-
zung zu entscheiden. 

 
(3) Bestehen Zweifel hinsichtlich der Kernbe-
reichsrelevanz der erhobenen Daten, sind 
diese unverzüglich dem behördlichen Daten-
schutzbeauftragten oder einer von der Be-
hördenleitung besonders beauftragten Lei-
tungsperson des höheren Polizeivollzugs-
dienstes zur Sichtung und Entscheidung 
über die Kernbereichsrelevanz vorzulegen. 
Im Falle des § 17 Absatz 2 Satz 3 erfolgen 
die Sichtung und Entscheidung durch das 
zuständige Amtsgericht. § 18 Absatz 4 bleibt 
unberührt. Im Falle von Datenerhebungen 
nach § 19 oder § 20 ist seitens der eingesetz-
ten Person zunächst selbst zu prüfen, ob 
durch die erlangten Daten oder die Art und 
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Weise ihrer Erlangung der Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung betroffen ist; wird 
dies bejaht, hat eine Weitergabe an die der 
eingesetzten Person zugeordnete Führungs-
person zu unterbleiben. Satz 4 gilt entspre-
chend für die Führungsperson selbst. 

 
(4) Erkenntnisse, die dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, dür-
fen weder genutzt noch in sonstiger Weise 
verarbeitet werden, sondern sind unverzüg-
lich zu löschen. Die Tatsache ihrer Erlan-
gung und Löschung ist zu dokumentieren. Ist 
eine Maßnahme trotz erkannter Kernbe-
reichsrelevanz nach Absatz 2 Satz 2 Halb-
satz 2 fortgesetzt worden, ist dies zusätzlich 
zu dokumentieren. Die Dokumentation darf 
ausschließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden; sie ist zu lö-
schen, sobald sie für diesen Zweck nicht 
mehr erforderlich ist, spätestens jedoch nach 
Ablauf von vierundzwanzig Monaten.“  
 
4. § 16a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe 
„Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person“ durch die Angabe 
„den Bestand oder die Sicher-
heit des Bundes oder eines 
Landes oder für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person“ er-
setzt.  

 
bb) Nummer 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„2. über Personen,  
a) soweit bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtferti-
gen, dass diese Personen in 
absehbarer Zeit eine bereits ih-
rer Art nach konkretisierte 
Straftat von erheblicher Bedeu-
tung, die die nach ihrem Tatbe-
stand geschützten Rechtsgüter 
unmittelbar beeinträchtigt, be-
gehen werden, oder 
 
b) deren individuelles Verhal-
ten die Begehung einer 

 4.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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terroristischen Straftat in über-
schaubarer Zukunft wahr-
scheinlich macht, 
sowie über deren Kontakt- 
oder Begleitpersonen, wenn 
die Datenerhebung zur vorbeu-
genden Bekämpfung dieser 
Straftaten erforderlich ist.“  

 
b) In Satz 3 wird der Punkt am Ende 

durch die Angabe „, und bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte die An-
nahme rechtfertigen, dass sie mit 
der Gefahrenlage in Zusammen-
hang stehen.“ ersetzt.  

 
c) In Satz 4 wird der Punkt am Ende 

durch die Angabe „, und bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte die An-
nahme rechtfertigen, dass sie mit 
der Gefahrenlage in Zusammen-
hang stehen.“ ersetzt.  

 
 
5. § 17 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 
wird die Angabe „sowie“ durch 
ein Komma ersetzt und nach 
der Angabe „Wortes“ die An-
gabe „sowie sonstiger für Ob-
servationszwecke bestimmter 
technischer Mittel außerhalb 
von Wohnungen“ eingefügt. 

 
bb) In Nummer 1 wird die Angabe 

„Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person“ durch die Angabe 
„den Bestand oder die Sicher-
heit des Bundes oder eines 
Landes oder für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person“ er-
setzt.  

 
cc) Nummer 2 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„2. über Personen,  
a) soweit bestimmte Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, 
dass diese Personen in 

 5.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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absehbarer Zeit eine bereits ih-
rer Art nach konkretisierte be-
sonders schwere Straftat, die 
die nach ihrem Tatbestand ge-
schützten Rechtsgüter unmit-
telbar beeinträchtigt, begehen 
werden, oder 
b) deren individuelles Verhal-
ten die Begehung einer terro-
ristischen Straftat in über-
schaubarer Zukunft wahr-
scheinlich macht, 
sowie über deren Kontakt- 
oder Begleitpersonen, wenn 
die Datenerhebung zur vorbeu-
genden Bekämpfung dieser 
Straftaten erforderlich ist.“  
 

b) Satz 2 wird aufgehoben.  
 

c) In dem neuen Satz 2 wird die An-
gabe „Satz 3“ durch die Angabe 
„Satz 2“ ersetzt. 

 
6. § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe 
„Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person“ durch die Angabe 
„den Bestand oder die Sicher-
heit des Bundes oder eines 
Landes oder für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person“ er-
setzt.  

 
bb) Nummer 2 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„2. über Personen,  
a) soweit bestimmte Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, 
dass diese Personen in abseh-
barer Zeit eine bereits ihrer Art 
nach konkretisierte besonders 
schwere Straftat, die die nach 
ihrem Tatbestand geschützten 
Rechtsgüter unmittelbar beein-
trächtigt, begehen werden, 
oder 
b) deren individuelles Verhal-
ten die Begehung einer 

 6.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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terroristischen Straftat in über-
schaubarer Zukunft wahr-
scheinlich macht, 
sowie über deren Kontakt- 
oder Begleitpersonen, wenn 
die Datenerhebung zur vorbeu-
genden Bekämpfung dieser 
Straftaten erforderlich ist.“  

 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 
c) In dem neuen Satz 2 wird die Angabe 

„Satz 3“ durch die Angabe „Satz 2“ er-
setzt. 

 
7. § 20 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Polizei kann durch einen Poli-
zeivollzugsbeamten, der unter einer ihm 
verliehenen, auf Dauer angelegten Le-
gende eingesetzt wird (Verdeckter Er-
mittler), personenbezogene Daten erhe-
ben 
 
1. über die in den §§ 4 und 5 genannten 
und unter den Voraussetzungen des § 6 
über die dort genannten Personen, 
wenn dies zur Abwehr einer gegenwär-
tigen Gefahr für den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person erforderlich ist, oder 
 
2. über Personen,  
a) soweit bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass diese Perso-
nen in absehbarer Zeit eine bereits ihrer 
Art nach konkretisierte besonders 
schwere Straftat, die die nach ihrem 
Tatbestand geschützten Rechtsgüter 
unmittelbar beeinträchtigt, begehen 
werden, oder 
b) deren individuelles Verhalten die Be-
gehung einer terroristischen Straftat in 
überschaubarer Zukunft wahrscheinlich 
macht,  
sowie über deren Kontakt- oder Begleit-
personen, wenn die Datenerhebung zur 
vorbeugenden Bekämpfung dieser 
Straftaten erforderlich ist. 
§ 16a Absatz 1 Satz 2 bis 5 gilt entspre-
chend.“ 

 

 7.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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8. § 20a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Die Maßnahmen nach Satz 1 sind 
nur zulässig 
1. unter den Voraussetzungen des 
§ 20c Absatz 1, 
2. zur Abwehr einer gemeinen Ge-
fahr oder 
3. zur Ermittlung des Aufenthaltsor-
tes einer vermissten, suizidgefähr-
deten oder hilflosen Person 
und nur, soweit die Erreichung des 
Zwecks der Maßnahme auf andere 
Weise aussichtslos oder wesentlich 
erschwert wäre.“ 

 
b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Abweichend von Satz 1 darf eine 
Maßnahme nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 durch die Behördenlei-
tung oder deren Vertretung ange-
ordnet werden.“ 

 
c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

 
d) Absatz 5 wird Absatz 4. 

 
e) Absatz 6 wird aufgehoben. 

 

 8.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

9. § 21 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Polizei kann personenbezo-
gene Daten, insbesondere die Persona-
lien einer Person sowie Kennzeichen 
des von ihr benutzten oder eingesetzten 
Kraftfahrzeuges, zur Polizeilichen Be-
obachtung in einer Datei speichern 
(Ausschreibung zur Polizeilichen Be-
obachtung), wenn bestimmte Tatsa-
chen, auch unter Berücksichtigung der 
Gesamtwürdigung der Person und der 
von ihr bisher begangenen Straftaten, 
die Annahme rechtfertigen, dass sie 
künftig besonders schwere Straftaten, 
die die von ihren jeweiligen Tatbestän-
den geschützten Rechtsgüter unmittel-
bar beeinträchtigen, begehen wird, und 
dies zur vorbeugenden Bekämpfung 

 9.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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dieser Straftaten erforderlich ist.“ 
 
10. § 22 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 Satz 2 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

 
„Die weitere Speicherung ist nur zu-
lässig, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte die hinreichende Wahr-
scheinlichkeit begründen, dass die 
betroffene Person eine strafrecht-
lich relevante Verbindung zu mögli-
chen Straftaten aufweisen wird und 
gerade die gespeicherten Daten zu 
deren Verhütung angemessen bei-
tragen können. Die nach Satz 2 er-
folgte Prognose ist zu dokumentie-
ren.“ 

 
b) In Absatz 5 Satz 1 wird der Punkt 

am Ende durch die Angabe: „; so-
weit für die Datenerhebung stren-
gere Voraussetzungen gelten, sind 
diese auch für die Speicherung, 
Veränderung und Nutzung maß-
geblich.“ ersetzt.  

 

 10.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

11. § 23 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 3 und Absatz 
3 Satz 2 wird jeweils die Angabe 
„§§ 24 und 24a“ durch die Angabe 
„§§ 24, 24a und 24b“ ersetzt. 

 
b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„1. zur vorbeugenden Bekämp-
fung von besonders schweren 
Straftaten, wenn 
a) bestimmte Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass 
eine Person in absehbarer Zeit 
eine solche bereits ihrer Art 
nach konkretisierte Straftat, die 
die von ihrem Tatbestand ge-
schützten Rechtsgüter unmit-
telbar beeinträchtigt, begehen 
wird, oder 
b) das individuelle Verhalten 

 11.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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einer Person die konkrete 
Wahrscheinlichkeit begründet, 
dass sie in überschaubarer Zu-
kunft eine terroristische Straftat 
begehen wird, oder“. 

 
bb) Die Sätze 3 bis 5 werden auf-

gehoben.  
 

c) Nach Absatz 6 wird folgender Ab-
satz 6a eingefügt: 

 
„(6a) Die Speicherdauer von nach 
Absatz 6 Satz 1 zusammengeführ-
ten Daten richtet sich nach der 
Speicherdauer der betreffenden 
Daten in der Quelldatenbank; unab-
hängig davon sind zusammenge-
führte Telekommunikations-Ver-
kehrsdaten nach höchstens zwei 
Jahren zu löschen. Im Rahmen ei-
ner Datenanalyse nach Absatz 6 
Satz 2 dürfen insbesondere Bezie-
hungen oder Zusammenhänge zwi-
schen Personen, Personengruppie-
rungen, Institutionen, Organisatio-
nen, Objekten und Sachen herge-
stellt, unbedeutende Informationen 
und Erkenntnisse ausgeschlossen, 
die eingehenden Erkenntnisse zu 
bekannten Sachverhalten zugeord-
net sowie gespeicherte Daten sta-
tistisch ausgewertet werden. Zielt 
eine Datenverarbeitung nach Ab-
satz 6 Satz 2 nicht auf die Gewin-
nung personenbezogener Erkennt-
nisse, genügt es abweichend von 
den dortigen Voraussetzungen, 
dass sie zur Erfüllung polizeilicher 
Aufgaben erforderlich ist. Daten 
aus Wohnraumüberwachungen 
oder Online-Durchsuchungen dür-
fen nur einbezogen werden, soweit 
dies zur Abwehr einer gegenwärti-
gen Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person unerlässlich 
ist. Sofern bei einer Datenanalyse 
nach Absatz 6 Satz 2 selbstständig 
arbeitende oder selbstlernende 
Systeme zum Einsatz kommen, 
muss sichergestellt werden, dass 
diskriminierende Algorithmen we-
der verwendet noch herausgebildet 
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werden. Soweit technisch möglich, 
muss die Nachvollziehbarkeit des 
verwendeten Verfahrens gewähr-
leistet werden. Automatisierte Ein-
zelentscheidungen im Sinne des § 
46 des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen sind ausgeschlos-
sen. Durch ein Berechtigungskon-
zept ist organisatorisch und tech-
nisch sicherzustellen, dass Daten-
analysen nach Absatz 6 Satz 2 nur 
anlassbezogen durch qualifizierte 
und zugriffsbefugte Berechtigte er-
folgen, deren Anzahl auf das erfor-
derliche Maß zu begrenzen ist. Bei 
einer Datenanalyse nach Absatz 6 
Satz 2 ist § 33b Absatz 1 und 2 an-
zuwenden mit der Maßgabe, dass 
der Anlass der Analyse, das Vorlie-
gen der Voraussetzungen, Anga-
ben zu einbezogenen Datenbe-
ständen und zur angewandten Ana-
lysemethode sowie eine Begrün-
dung für deren Verhältnismäßigkeit 
im Hinblick auf das Ziel der Maß-
nahme zu protokollieren sind. Die 
technisch-organisatorischen Maß-
nahmen des § 58 des Datenschutz-
gesetzes Nordrhein-Westfalen sind 
im Hinblick auf die für Datenverar-
beitungen nach Absatz 6 einge-
setzten Systeme nachvollziehbar 
zu dokumentieren. Es sind regel-
mäßig stichprobenartige Überprü-
fungen einzelner Datenverarbei-
tungsvorgänge nach Absatz 6 
durch den behördlichen Daten-
schutzbeauftragten vorzusehen. 
Darüber hinaus unterliegen Daten-
verarbeitungsvorgänge nach Ab-
satz 6 anhand der Protokolldaten 
einer regelmäßigen Überprüfung 
durch den Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfrei-
heit; § 33b Absatz 4 und 5 und § 
33c finden entsprechende Anwen-
dung.“ 
 

 
12. Nach § 24a wird folgender § 24b einge-

fügt: 
 
 

 12.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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„§ 24b 
Weiterverarbeitung zu IT-Entwick-

lungszwecken 
 

Die Polizei darf bei ihr vorhandene so-
wie allgemein zugängliche personenbe-
zogene Daten zur Entwicklung, Über-
prüfung, Änderung oder zum Trainieren 
von IT-Produkten weiterverarbeiten, so-
weit dies erforderlich ist, insbesondere 
weil 
1. unveränderte Daten benötigt werden 
oder 
2. eine Anonymisierung oder Pseudony-
misierung der Daten nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand möglich 
ist. 
Sie hat dabei sicherzustellen, dass dis-
kriminierende Algorithmen weder ver-
wendet noch herausgebildet werden, 
und dass das verwendete Verfahren, 
soweit technisch möglich, nachvollzieh-
bar ist. Eine Weiterverarbeitung von 
personenbezogenen Daten, die aus 
Wohnraumüberwachungen oder On-
line-Durchsuchungen erlangt wurden, 
ist ausgeschlossen. Durch organisatori-
sche und technische Maßnahmen ist zu 
gewährleisten, dass die Daten gegen 
unbefugte Kenntnisnahme geschützt 
sind.“ 

 
13. § 33 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird 
die Angabe „§§ 17 bis 21 und 31“ 
durch die Angabe „§§ 17 bis 21, § 
23 Absatz 6 Satz 2 in Verbindung 
mit Absatz 6a und § 31“ ersetzt.  

 
b) Nach Nummer 8 wird folgende 

Nummer 9 eingefügt: 
 

„9. des § 23 Absatz 6 Satz 2 in Ver-
bindung mit Absatz 6a die als Er-
gebnis einer komplexen und durch 
selbstständig arbeitende oder 
selbstlernende Systeme durchge-
führten Datenanalyse mehr als nur 
unerheblich betroffenen Personen 
und“ 

 
 

 13.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
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c) Die bisherige Nummer 9 wird Num-
mer 10. 

 
14. In § 33b Absatz 2 wird die Angabe 

„Nummer 1 bis 9“ gestrichen. 
 

 14.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

15. In § 34a Absatz 5 Satz 1 und 2 wird je-
weils die Angabe „zehnten“ durch die 
Angabe „vierzehnten“ ersetzt. 

 

 15.  -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

16. § 34c wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird 
die Angabe „weitere Straftaten 
nach § 238“ durch die Angabe „in 
absehbarer Zeit Straftaten nach  
§ 238 Absatz 2 oder 3“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 16. § 34c wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht 
der Polizei auch zu, wenn 

 
1. dies zur Abwehr einer Gefahr für 

die sexuelle Selbstbestimmung 
nach §§ 174 bis 178, 182 des Straf-
gesetzbuchs unerlässlich ist, 
 

2. die Person, der gegenüber die An-
ordnung nach Absatz 1 getroffen 
werden soll, nach polizeilichen Er-
kenntnissen bereits eine Straftat 
nach § 238 des Strafgesetzbuchs 
begangen hat und bestimmte Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, 
dass sie in absehbarer Zeit Strafta-
ten nach § 238 Absatz 2 oder 3 des 
Strafgesetzbuchs begehen wird 
oder 

 
3. dies zum Schutz einer nach  

§ 34a Absatz 1, § 34b Absatz 1 
Satz 3 oder einer sonst gefährdeten 
Person, die in einer partnerschaftli-
chen, familiären oder familienähnli-
chen Beziehung zu der von der An-
ordnung betroffenen Person steht 
oder stand und im Hinblick darauf 
einer Lebensgefahr oder Gefahr ei-
ner schwerwiegenden Verletzung 
der körperlichen Unversehrtheit 
ausgesetzt ist, unerlässlich ist. 

 
Mit Einwilligung der gefährdeten Person 
kann dieser ein technisches Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, das Zuwi-
derhandlungen der betroffenen Person 
gegen Maßnahmen nach § 34a oder § 
34b Absatz 1 Satz 3 anzeigt.“ 
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b) In Absatz 3 Satz 9 Nummer 1 wird 
die Angabe „Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung“ durch die Angabe 
„besonders schweren Straftaten“ 
ersetzt. 

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 9 wird wie folgt gefasst: 
 

„Die Daten dürfen ohne Einwilli-
gung der betroffenen Person nur 
verarbeitet werden, soweit dies er-
forderlich ist für die folgenden Zwe-
cke: 

 
1. zur Verhütung oder zur Verfol-

gung von besonders schweren 
Straftaten, 

2. zur Feststellung von Verstößen 
gegen Aufenthaltsvorgaben 
und Kontaktverbote nach 
§ 34b, 

3. zur Verfolgung einer Straftat 
gemäß § 34d, 

4. zur Abwehr einer Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person oder 

5. zur Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit des techni-
schen Mittels.“ 
 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Die Sätze 1 bis 11 gelten entspre-
chend für die Verarbeitung der Da-
ten, die mit Hilfe des technischen 
Mittels erhoben und gespeichert 
werden, das der gefährdeten Per-
son nach Absatz 2 Satz 2 zur Ver-
fügung gestellt worden ist.“ 

 
c) In Absatz 4 wird nach der Angabe „Satz 

1“ die Angabe „und 12“ eingefügt. 
 

  -  n e u  -  
 

17.  In § 38 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird 
die Angabe „zehn“ durch die Angabe 
„14“ ersetzt. 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/15921, wurde durch das Plenum am 9. Oktober 2025 nach 
der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Innenausschuss überwiesen.  
 
Der Gesetzentwurf berücksichtige mehrere gerichtliche Entscheidungen bezüglich der Ein-
griffsvoraussetzungen für längerfristige Observationen und für verdeckte Bild- und Tonauf-
zeichnungen. Dies gelte auch in Bezug auf Eingriffsbefugnisse, die als verdeckte Maßnahmen 
durchgeführt würden, sowie für die Berücksichtigung der Vorgaben zum Kernbereich privater 
Lebensgestaltung bei Maßnahmen mit besonderer Kernbereichssensibilität. Schließlich wür-
den auch die Kategorien der „Straftaten von erheblicher Bedeutung“ und der „besonders 
schweren Straftaten“ eingeführt und die Dauer von Wohnungsverweisung und Rückkehrver-
boten an die aktuelle Rechtsprechung angepasst. 
 
 
B Beratung 
 
Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 2. Oktober 2025, am 30. 
Oktober 2025 und am 13. November 2025 beraten. Es wurde hierzu am 30. Oktober 2025 eine 
Anhörung durchgeführt.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Gewerkschaft der Polizei 
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 

18/2990 

Deutsche Polizeigewerkschaft 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 

18/2992 

Bund Deutscher Kriminalbeamter 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 

18/3041 

Professor Dr. Frank Braun 
Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung Nordrhein-Westfalen 
Münster 
 

18/2997 

Professor Dr. Dr. Markus Thiel 
Deutsche Hochschule der Polizei 
Münster 
 

18/3008 

Viktoria Heßeler 
Rechtsanwaltskanzlei Heßeler 
Bonn 
 

18/3007 
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Urheber/in Stellungnahme 

Deutscher Anwaltverein e.V. 
Ausschuss Recht der Inneren Sicherheit 
Berlin 
 

--- 

weitere Stellungnahme: 
 
AGSV Polizei NRW 
Düsseldorf                18/2975 
 
LDI NRW 
Düsseldorf                18/3096 
 
Das Wortprotokoll zur Anhörung liegt mit Ausschussprotokoll 18/1033 vor. 
 
Eine Auswertung der Anhörung sowie die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgte 
in der Sitzung des Innenausschusses am 13. November 2025. 
 
Die Fraktion der FDP wies darauf hin, dass im Rahmen der Anhörung zum Teil sachfremde 
Aspekte behandelt und die Bedenken aus der Stellungnahme der Landesbeauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit nicht genügend berücksichtig worden seien. Daher rege 
man die Durchführung einer erneuten Anhörung an. 
 
Die Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN konstatierte, dass seit der Einbringung des Ge-
setzentwurfs umfänglich über die vorgesehenen Bestimmungen diskutiert worden sei. Da mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt 
würden, hätten die Bürgerrechte in Gänze eine Stärkung erfahren. Dies liege unter anderem 
darin begründet, dass man die Voraussetzungen für Observationen und verdeckte Maßnah-
men sowie den Schutz bestimmter Rechtsgüter konkretisiere. Auch die Etablierung der Defi-
nition von Straftaten von erheblicher Bedeutung, die Hochsetzung der Eingriffsschwellen, die 
Berücksichtigung des Kernbereichs privater Lebensgestaltung und die erstmalige Einführung 
von Leitplanken für KI-Systeme seien bedeutende Bestandteile des Gesetzesvorhaben.  
Der vorliegende Änderungsantrag betone nun nochmals stärker den Gewaltschutz sowie die 
Prävention häuslicher Gewalt und ermögliche zukünftig durch den Einsatz der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung die Anwendung des „spanischen Modells“.  
 
Die Fraktion der AfD erklärte, dass der Gesetzentwurf im Grundsatz die richtigen Zielsetzun-
gen verfolge und zur verfassungsrechtlichen Fundierung des Polizeirechts in Nordrhein-West-
falen beitrage. Vor allem in der Bestimmung zentraler Eingriffsschwellen, der Systematik der 
Datenerhebungsnorm sowie der datenschutzrechtlichen Ausgestaltung moderner IT-Anwen-
dungen seien allerdings noch Defizite auszumachen. Zudem bedürfe die Definition von Straf-
taten von erheblicher Bedeutung einer verfassungskonformen Präzisierung, terroristische 
Straftaten müssten stringent einbezogen und die Regelungen zu Datenverarbeitung durch KI-
Elemente verschärft werden.   
 
Die Fraktion der CDU entgegnete, dass man differenzierte fachliche Einordnungen des Ge-
setzestextes durch die Sachverständigen wahrgenommen habe. Einen eigenen Schwerpunkt 
habe man auf den Bereich des Opferschutzes durch Etablierung der neuen Bestimmungen zu 
Wohnungsverweisen und der Verlängerung der Ingewahrsamnahme gelegt. Die in der Diskus-
sion geäußerten verfassungsrechtlichen Bedenken teile man in dieser Form nicht, ohnehin 
könnten sie abschließend lediglich im Rahmen etwaiger Gerichtsverfahren geklärt werden. 
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Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll 18/1064 ver-
wiesen.  
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im federführenden Innenausschuss lag ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor. 
Dieser Änderungsantrag wurde als Drucksache 18/16421 veröffentlicht. 
 
Dieser Änderungsantrag wurde im federführenden Innenausschuss am 13. November 2025 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die 
Stimmen der Fraktion der FDP, bei Enthaltung der Fraktion der AfD angenommen. 
 
Über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksache 18/15921, wurde im federführenden In-
nenausschuss am 13. November 2025 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktion der FDP, bei Enthaltung der Fraktionen 
von SPD und AfD angenommen. 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Innenausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/15921, in 
der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Angela Erwin 
Vorsitz 
 


